
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 23.04.2024

Thema Keine Einschränkung
Schlagworte Keine Einschränkung
Akteure Prelicz-Huber, Katharina (gp/verts, ZH) NR/CN
Prozesstypen Parlamentarische Initiative
Datum 01.01.1965 - 01.01.2023

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Ackermann, Nadja
Bühlmann, Marc
Gerber, Marlène
Guignard, Sophie
Heer, Elia
Heidelberger, Anja
Töny, Nic

Bevorzugte Zitierweise

Ackermann, Nadja; Bühlmann, Marc; Gerber, Marlène; Guignard, Sophie; Heer, Elia;
Heidelberger, Anja; Töny, Nic 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer Politik:
Parlamentarische Initiative, 2012 - 2022. Bern: Année Politique Suisse, Institut für
Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen am
23.04.2024.

01.01.65 - 01.01.23ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Allgemeine Chronik
1Grundlagen der Staatsordnung
1Rechtsordnung

1Grundrechte

1Institutionen und Volksrechte

1Bundesverwaltung - Organisation

2Parlamentsorganisation

2Infrastruktur und Lebensraum
2Raumplanung und Wohnungswesen

2Bodenrecht

3Sozialpolitik
3Sozialversicherungen

3Krankenversicherung

3Unfallversicherung

3Soziale Gruppen

3Migrationspolitik

4Familienpolitik

01.01.65 - 01.01.23 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

UREK-NR Kommission für Umwelt, Raumplanung und Energie des Nationalrates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
SUVA Schweizerische Unfallversicherungsanstalt
ZGB Zivilgesetzbuch
BV Bundesverfassung
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
RPG Raumplanungsgesetz
AuG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

CEATE-CN Commission de l'environnement, de l'aménagement du territoire et de
l'énergie du Conseil national

CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil
national

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
SUVA Caisse nationale suisse d'assurance en cas d'accidents
CC Code civil
Cst Constitution fédérale
AOS Assurance obligatoire des soins
LAT Loi sur l'aménagement du territoire
LEtr Loi fédérale sur les étrangers
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national

01.01.65 - 01.01.23 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Grundrechte

Keine Folge gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber (grüne,
ZH) betreffend die Bekämpfung von rassistischen Diskriminierungen. Die Initiative
forderte den Erlass eines Bundesgesetzes, welches den Gehalt von Art. 8 Abs. 2 der
Bundesverfassung konkretisiert. Damit sollten die Opfer von rassistischen
Diskriminierungen durchsetzbare Rechtsansprüche erhalten. Die grosse Kammer
sprach sich mit 122 zu 63 Stimmen gegen die Initiative aus. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2012
NADJA ACKERMANN

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Mittels parlamentarischer Initiative beabsichtigte Michael Töngi (gp, LU),
Bundesangestellte zu verpflichten, per Bahn zu reisen, wenn die Reisezeit weniger als
acht Stunden dauert. Die momentan geltende Empfehlung, bei fünf- bis sechsstündigen
Reisezeiten die Bahn zu nutzen, genüge nicht. Vor allem aus ökologischen Gründen sei
eine Bahnreise einer Flugreise vorzuziehen. 
Mit 15 zu 10 Stimmen beantragte die SPK-NR im August 2020, dem Vorstoss keine Folge
zu geben. Die Mehrheit der Kommission sah keinen Handlungsbedarf, da die
Verwaltungsangestellten für das Thema sowieso bereits sensibilisiert seien und der
Bundesrat erst kürzlich einen Aktionsplan «Flugreisen» in Kraft gesetzt habe, der zu
einer Bahnreise verpflichtet, wenn die Reisezeit weniger als sechs Stunden beträgt. Man
müsse zuerst abwarten, wie diese neue Regelung wirke. Zudem sei aus ökologischer
Perspektive nicht die Wahl des Verkehrsmittels per se, sondern der ökologische
Fussabdruck der gesamten Reise zentral. Andri Silberschmidt (fdp, ZH) fügte den
Kommissionsargumenten zudem den Umstand hinzu, dass der Bund bereits heute
sämtliche CO2-Emmissionen kompensiere. Deshalb würde die Forderung von Michael
Töngi «auch klimapolitisch keinen grossen Mehrwert schaffen».
In seinem Plädoyer für sein Anliegen, das in der Herbstsession 2020 in der grossen
Kammer beraten wurde, rechnete Töngi vor, dass die Bundesangestellten im Jahr 2019
insgesamt rund 1'600 mal um die Erde geflogen seien. Zwar habe der Bund einiges
unternommen, aber seit 2006 hätten die Flugreisen um 24 Prozent zugenommen – vor
allem nach Brüssel, Rom und London werde meistens das Flugzeug gewählt. Die aktuelle
Regelung sehe zudem vor, dass nach wie vor das Flugzeug gewählt werden dürfe, wenn
man damit auf eine Übernachtung vor Ort verzichten könne, was verhindere, dass für
nahe Städte eher die Bahn gewählt würde.  Eine letztlich doch recht knappe Mehrheit
von 99 zu 85 Stimmen (1 Enthaltung) sah dies ähnlich und versenkte die
parlamentarische Initiative. Unterstützt wurde die Idee von den geschlossenen
Fraktionen der SP, der GLP und der GP und von drei Bürgerlichen (Lukas Reimann (svp,
SG), Anna Giacometti (fdp, GR) und Christoph Eymann (ldp, BS)).
Freilich dürfte die Frage nach der Wahl des Verkehrsmittels damit noch nicht gänzlich
vom Tisch sein. Einer weiteren parlamentarischen Initiative Töngi (Pa.Iv. 19.407), mit der
die Parlamentsmitglieder zur Vermeidung von Flugreisen verpflichtet werden sollen,
war nämlich im Februar 2020 von beiden Büros Folge gegeben worden. Ausstehend war
zudem eine Motion (Mo. 20.3026) von Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH), die auch eine
Reduktion der Flugreiseemissionen von Bundesratsmitgliedern fordert. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.23 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parlamentsorganisation

Weil alles «durchorchestriert» sei und für Parlamentarierinnen und Parlamentarier nur
wenige Möglichkeiten bestünden, sich zu äussern, fänden «echte Debatten» im
Nationalrat kaum statt, kritisierte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) und forderte eine
Änderung des Geschäftsreglements. Neu sollen Bundesratsgeschäfte und persönliche
Vorstösse der Kategorie I zugeordnet werden. Diese «freie Debatte», während der alle
Ratsmitglieder sprechen dürfen, ist bisher praktisch auf Debatten zu Volksinitiativen
beschränkt – allerdings seien auch da gar keine spontanen Wortmeldungen möglich,
was aber zu einem echten Dialog gehören würde. Persönliche Vorstösse in Kategorie IV
würden gar nur Wortmeldungen der Antragstellenden und der
Kommissionssprechenden erlauben. Damit könnten persönliche Positionen nicht
dargelegt und der Bevölkerung gezeigt werden. Nicht nur im Ständerat, sondern auch in
zahlreichen Kantonen gebe es freie Debatten, was zeige, dass die Idee umsetzbar sei.
Natürlich müsste die Redezeit entsprechend angepasst werden, ergänzte Katharina
Prelicz-Huber in ihrer parlamentarischen Initiative.
Eine freie Debatte im Nationalrat hänge nicht von der zugeordneten Kategorie ab,
sondern von der Gesprächskultur und der Disziplin der Parlamentsmitglieder – so die
SPK-NR in ihrem Bericht, in dem sie beantragte, dem Vorstoss keine Folge zu geben.
Würden Voten weniger abgelesen, spontaner und rhetorisch besser vorgebracht und
das Instrument der Zwischenfrage mehr zum spontanen Austausch genutzt, könnte die
Forderung der parlamentarischen Initiative mit der aktuellen Regelung teilweise
umgesetzt werden. Freie Debatten für die Mehrzahl der Geschäfte wären aber nicht
praktikabel und würden unter Umständen tagelange Beratungen nach sich ziehen. Dies
sah eine Kommissionsminderheit freilich anders: «Eine gruppendynamische Kontrolle»
würde dafür sorgen, dass nicht zu lange und zu viele Voten vorgebracht würden. Der
Ständerat mache es vor, argumentierte Balthasar Glättli (gp, ZH) als Angehöriger dieser
Minderheit. In der kleinen Kammer werde gesprochen, wenn man etwas zu sagen habe,
nicht weil man sprechen dürfe. Es brauche in der Tat eine Änderung der
Gesprächskultur, die sich aber erst mit mehr freier Debatte ergeben könne. Dies sahen
freilich lediglich 37 Angehörige aus den Fraktionen der SP und der GP so, diese standen
136 ablehnenden Stimmen (und 14 Enthaltungen) gegenüber, womit der Vorstoss
versenkt wurde. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen

Bodenrecht

Die Züricher Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) versuchte in der
Sommersession 2022 die restlichen Mitglieder der grossen Kammer von ihrer
parlamentarischen Initiative bezüglich des Zugangs zu Schweizer Seeufer zu
überzeugen. Konkret forderte Prelicz-Huber, dass das ZGB und das RPG so angepasst
werden sollen, dass alle Seen auf Schweizer Boden mit Fusswegen zu erschliessen sind.
Ausserdem sollten die Ufer «ökologisch aufgewertet» werden. Die Initiantin begründete
ihr Anliegen damit, dass Seen wichtige Erholungsgebiete darstellten und deshalb der
Allgemeinheit zugänglich gemacht werden sollten. 

Die Sprecher der vorberatenden UREK-NR, Mathias Jauslin (fdp, AG) und Pierre-André
Page (svp, FR), plädierten im Namen der Kommissionsmehrheit dafür, der Initiative
keine Folge zu geben. Sie argumentierten unter anderem damit, dass es Sache der
Kantone sei, zu entscheiden, wie und in welcher Form die Zugänglichkeit zum Seeufer
gesichert werde. Eine Annahme der Initiative führe deshalb zu unerwünschten
Überschneidungen von Zuständigkeiten. Ausserdem verursache die Initiative hohe
Umsetzungskosten, etwa wegen der Entschädigung von Personen, deren Parzellen in
Anspruch genommen werden sowie durch Baukosten der Fussgängerwege. Nicht zuletzt
sei die Initiative auch ökologisch kontraproduktiv, da der Naturschutz voraussetze, dass
gewisse Räume für den Menschen nicht zugänglich seien. Eine Mehrheit des
Nationalrats schloss sich der Kommissionsmehrheit an und gab der Initiative keine
Folge. Nur zwei Mitglieder der Mitte-Fraktion schlossen sich den geschlossen
stimmenden Fraktionen der Grünen und der SP an, die mit 99 zu 62 Stimmen
unterlagen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.06.2022
ELIA HEER
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Mittels parlamentarischer Initiative forderte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) im Juli
2022 das Krankenversicherungsgesetz so anzupassen, dass Kosten für zahnärztliche
Behandlungen durch die OKP übernommen werden, wobei die Kosten über
Bundesmittel zu bezahlen seien und nicht durch eine Erhöhung der
Krankenkassenprämien. Weil Zahnarztkosten nicht in der OKP integriert seien und
Zusatzversicherungen oft viel kosteten, würden Personen mit tieferem Einkommen
häufig auf wichtige zahnärztliche Behandlungen verzichten, argumentierte die
Nationalrätin. Dies stehe in Widerspruch zu Art. 41 BV. Die Nicht-Behandlung
zahnmedizinischer Erkrankungen könne jedoch fatale somatische Folgen für die
Betroffenen mit sich ziehen und deutlich höhere Mehrkosten generieren als bei einer
anfänglichen Behandlung. Durch die hohen Kosten im Inland liessen sich viele
Schweizerinnen und Schweizer zudem im Ausland zahnärztlich versorgen, was
zusätzlich den Wirtschaftsstandort Schweiz schädige und keine adäquate Behandlung
garantiere.
Die SGK-NR gab der parlamentarischen Initiative im Januar 2024 mit 16 zu 9 Stimmen
keine Folge. Als Gründe wurden die hohen Kosten bei einer Annahme der Initiative
genannt sowie der Umstand, dass das Risiko von Zahnerkrankungen bereits durch
Prävention erheblich gesenkt werden könne. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
NIC TÖNY

Unfallversicherung

Das Suva-Obligatorium für gewisse Betriebe abschaffen wollte Diana Gutjahr (svp, TG)
im März 2019 mit einer parlamentarischen Initiative. Sie verlangte, dass zukünftig alle
Arbeitgebenden ihre Unfallversicherungseinrichtung frei wählen können sollten. Für die
Änderung führte sie zahlreiche Gründe an: Es sei immer öfters unklar, ob ein Betrieb in
den Zuständigkeitsbereich der Suva falle, zudem führe das aktuelle System zu einer
Ungleichbehandlung der Betriebe. Die Suva habe in der Vergangenheit ihren
Tätigkeitsbereich ausgeweitet und die Privatwirtschaft konkurriert, wodurch die
Wirtschaftsfreiheit verletzt worden sei. Zudem könne mit der Änderung der
Kostenwettbewerb gestärkt werden, wovor sich die Suva nicht zu scheuen brauche. Im
Gegenteil sei dies eine Win-Win-Situation, von der auch die Suva profitieren würde, da
sie womöglich neue Betriebe hinzugewinnen könnte, erklärte die Motionärin im
Rahmen der Nationalratsdebatte in der Herbstsession 2020. Die Mehrheit der SGK-NR
machte diesbezüglich jedoch keinen Handlungsbedarf aus: Die Suva leiste gute Arbeit,
zumal sie schlechte Risiken versichere und dennoch die tiefsten Prämien aller
Unfallversicherungen aufweise, betonte etwa Kommissionssprecherin Prelicz-Huber
(gp, ZH). Ihren höheren Ertragswert nutze sie für Investitionen, Unfallprävention,
Forschung und Weiterbildungen, zumal sie nicht gewinnorientiert sei und keine
Dividenden ausschütte. Mit 104 zu 78 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) folgte der
Nationalrat der Kommissionsmehrheit und gab der parlamentarischen Initiative keine
Folge. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

En septembre 2018, la conseillère nationale Lisa Mazzone (verts, GE) déposait une
initiative parlementaire intitulée: «Article 116 LEtr. En finir avec le délit de solidarité».
L'article 116 prévoit une peine privative de liberté d'un an ou plus, ou une peine
pécuniaire pour les personnes qui facilitent l'entrée, la sortie ou le séjour illégal d'un-e
étranger-e en Suisse. L'initiative parlementaire Mazzone demande à ce que l'assistance
aux personnes étrangères ne soit pas punissable si les mobiles sont honorables. Elle se
situe dans un contexte où le délit de solidarité à fait parler de lui dans les médias
suisses. Une pétition en sa faveur a d'ailleurs été déposée à la chancellerie fédérale. 
La CIP-CN a pris position en novembre 2019 contre l'initiative. Par 15 voix contre 8, elle
estime que l'incitation au séjour illégal doit rester punissable, qu'importent les motifs
invoqués. Elle place sa confiance dans le système judiciaire, estimant que les juges
appliquent le principe de proportionnalité et renoncent à infliger des peines élevées si
les personnes ont agi pour des motifs humanitaires. La majorité de la commission

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2018
SOPHIE GUIGNARD
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déclare en outre qu'il est très difficile de définir la notion de «motifs honorables». La
minorité, elle, estime que le projet de Lisa Mazzone permettrait de faire la distinction
entre le trafic d'êtres humains et l'assistance solidaire. Elle rappelle que plusieurs pays
européens ne sanctionnent pas les personnes agissant pour des motifs humanitaires.
En décembre 2019, l'objet est repris par Katharina Prelicz-Huber (verts, ZH), Lisa
Mazzone ayant été élue au Conseil des Etats. 7

Lors de la session de printemps 2020, le Conseil national a débattu de l'initiative
Mazzone (verts, GE) «Art. 116 LEtr. En finir avec le délit de solidarité», reprise par
Katharina Prelicz-Huber (pes, ZH), ainsi que de la pétition du groupe St-François, qui
visait les mêmes objectifs. Prelicz-Huber a ouvert le débat, en rappelant que la LEtr
comportait jusqu'en 2008 une mention des motifs honorables, annulant la peine le cas
échéant. Elle a ensuite rappelé que les véritables cibles de cet article étaient les
passeurs, au contraire des personnes agissant par amour du prochain, qu'elle estime
être une valeur importante du système de pensée chrétien dont beaucoup de Suisses
se réclament. La verte zurichoise a ensuite affirmé que l'immigration en Suisse était
pratiquement impossible pour les personnes venant de l'extérieur de l'Europe, ce qui
rend leur situation très vite illégale. Enfin, elle a rappelé que le Palais fédéral
comportait depuis 2018 une salle Carl Lutz, en l'honneur du diplomate suisse qui,
pendant la deuxième guerre mondiale avait enfreint la loi pour sauver la vie de dizaines
de milliers de personnes juives. Samira Marti (ps, BL), qui représentait la minorité en
faveur de l'initiative a repris les mêmes arguments et évoqué trois personnes
récemment condamnées pour délit de solidarité: Norbert Valley, Anni Lanz et Lisa
Bosia. Gerhard Pfister (pdc, ZG) et Jean-Luc Addor (udc, VS) ont présenté la position de
la majorité de la commission. Ils ont précisé qu'une telle modification de l'article ne
serait pas pertinente en Suisse, puisqu'aucun pays limitrophe ne représente de danger
pour les personnes exilées. Ils ont les deux estimés que l'allusion à Carl Lutz n'avait pas
de lien avec la situation actuelle, selon eux très différente de la deuxième guerre
mondiale. L'initiative a finalement été rejetée par 102 voix contre 89 et une
abstention. Les groupes socialiste et vert ont voté à l'unanimité en faveur de l'initiative.
Le groupe vert'libéral affichait 12 voix pour, une contre et une abstention. Cinq
membres du groupe du centre ont plébiscité le texte, ainsi que deux libéraux-radicaux
et un membre de l'UDC, le reste de leurs partis s'y est opposé. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.03.2020
SOPHIE GUIGNARD

Familienpolitik

Im Februar 2021 lancierte die WBK-NR mit 15 zu 9 Stimmen eine parlamentarische
Initiative mit dem Ziel, das bereits mehrfach verlängerte Impulsprogramm für die
Schaffung von Betreuungsplätzen in familienergänzenden Strukturen von einer zeitlich
befristeten in eine stetige Lösung zu überführen. Die Kommission tat dies in Kenntnis
eines jüngst erschienenen bundesrätlichen Berichts «Politik der frühen Kindheit» und
unter anderem nach Konsultation der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen
und Sozialdirektoren (SODK), des Gewerkschaftsbundes und des Schweizerischen
Arbeitgeberverbandes. 
Gleichzeitig beantragte die Kommissionmehrheit, einer parlamentarischen Initiative
Prelicz-Huber (gp, ZH; Pa.Iv. 20.413) mit der Forderung nach Schaffung einer
Verfassungsgrundlage für familien- und schulergänzende Betreuung keine Folge zu
geben. Weiter wollte die Kommission die parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE)
zur Förderung der Chancengleichheit vor dem Kindergarteneintritt aufgrund der in
Angriff genommenen Arbeiten bis Ende Jahr sistieren. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.02.2021
MARLÈNE GERBER

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) die
Organisation der familien- und schulergänzenden Betreuung nach dem Modell der
Volksschulen: Zuständig für diese sollten die Kantone sein und das Angebot sollte für
alle Kinder bis zum Abschluss der Volksschule unentgeltlich sein. Die Initiantin
begründete ihren Vorstoss mit der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
mit der Förderung von Kindern aus «sozio-ökonomisch benachteiligten Familien».
Darüber hinaus seien die Tarife für die Eltern zu hoch, weswegen die Einrichtungen
finanziell sehr eng planen müssten. Dies resultiere in hoher Belastung der in diesem
Bereich tätigen Personen bei vergleichsweise tiefen Löhnen. Die Initiantin vertrat die
Ansicht, dass qualitativ hochstehende Angebote und faire Arbeitsbedingungen ohne
«substanzielle öffentliche Finanzierung» nicht möglich seien. Der Mehrheit der WBK-
NR ging jedoch eine unentgeltliche Lösung zu weit. Mit 15 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung)

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2021
MARLÈNE GERBER
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beantragte sie, der Initiative keine Folge zu geben, und verwies stattdessen auf ihre
eigene, hängige parlamentarische Initiative. Diese zielte darauf ab, die mehrfach
verlängerte, zeitlich befristete Anstossfinanzierung der familienergänzenden
Kinderbetreuung in eine dauerhafte Lösung zu überführen. 10

Mit 122 – mit einer Ausnahme – bürgerlichen gegen 66 Stimmen von Links-Grün gab der
Nationalrat seiner WBK-NR folgend einer parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber
(gp, ZH) keine Folge. Die Initiative verlangte, dass die familien- und schulergänzende
Betreuung für die Familien künftig kostenlos angeboten würde. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2021
MARLÈNE GERBER
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3) AB NR, 2021, S. 1966 ff.; Bericht SPK-NR vom 3.9.21 
4) AB NR, 2022, S. 1092 ff.
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